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Entscheidungsdatum

19.07.2017
Norm

B-VG Art.133 Abs4

MOG 2007 819 Abs7

MOG 2007 §6

VWGVG §14 Abs1

VWGVG §15 Abs1

VWGVG 824 Abs4

VWGVG 827

VWGVG 828 Abs1

VWGVG 828 Abs2

VWGVG 828 Abs5

VWGVG 831 Abs1

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 gultig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

—_
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-

VWGVG § 14 heute

VwWGVG § 14 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

VwWGVG § 14 gultig von 01.01.2019 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VwWGVG § 14 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

E R

N

VWGVG § 15 heute
VwGVG § 15 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021

N
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3. VwWGVG § 15 glltig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2013

4. VwGVG § 15 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

1. VWGVG 8§ 24 heute

2. VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VWGVG § 24 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VWGVG 8§ 27 heute

2. VwWGVG § 27 glltig ab 21.07.2023 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 88/2023

3. VwWGVG § 27 glltig von 01.01.2019 bis 20.07.2023zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
4. VwGVG § 27 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VwWGVG 8 28 heute

2. VWGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017
VWGVG 8§ 28 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

w

VWGVG 8§ 31 heute

VwGVG & 31 guiltig ab 01.09.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 57/2018

VwGVG & 31 guiltig von 01.01.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VwWGVG & 31 gtiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

El

Spruch
W167 2101369-1/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Daria MACA-DAASE als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde von XXXX , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom XXXX , nach
Beschwerdevorentscheidung vom XXXX , betreffend die Einheitliche Betriebspramie 2012 zu Recht erkannt:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Daria MACA-DAASE als Einzelrichterin Gber die Beschwerde
von rémisch 40, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom roémisch 40, nach

Beschwerdevorentscheidung vom rémisch 40 , betreffend die Einheitliche Betriebspramie 2012 zu Recht erkannt:
A)

|. Der Bescheid vom 26.02.2014 wird ersatzlos behobenrémisch eins. Der Bescheid vom 26.02.2014 wird ersatzlos
behoben.

IIl. Der Spruch des Bescheides vom 26.09.2013 wird dahingehend abgeandert, dass er wie folgt zu lauten hat:émisch

zwei. Der Spruch des Bescheides vom 26.09.2013 wird dahingehend abgeandert, dass er wie folgt zu lauten hat:

"Ihr Antrag auf Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2012 wird abgewiesen. lhre

Zahlungsanspriche haben sich im Vergleich zum letzten Bescheid gedndert.
Bild kann nicht dargestellt werden
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
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I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

1. Am 01.03.2012 stellte der Beschwerdefuhrer fir das Antragsjahr 2012 einen Mehrfachantrag-Flachen und
beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2012 fur in den Beilagen
Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen, u.a. fir die AlIm mit der Betriebsnummer XXXX deren
Bewirtschafter er ist und auf die er auch als einer von mehreren Auftreibern auftreibt.1. Am 01.03.2012 stellte der
Beschwerdefiihrer fir das Antragsjahr 2012 einen Mehrfachantrag-Flachen und beantragte u.a. die Gewahrung der
Einheitlichen Betriebspramie fiir das Antragsjahr 2012 fir in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher
konkretisierte Flachen, u.a. flr die Alm mit der Betriebsnummer rémisch 40 deren Bewirtschafter er ist und auf die er

auch als einer von mehreren Auftreibern auftreibt.

2. Mit Bescheid der AMA vom XXXX , wurde dem Beschwerdefuhrer fir das Antragsjahr 2012 eine Betriebspramie in
Hohe von EUR 474,91 gewahrt. Dabei wurden 33,26 vorhandene Zahlungsanspruche, eine beantragte Flache von 10,86
ha und eine ermittelte Flache von 10,86 ha zugrunde gelegt. Begriindend wurde ausgefuihrt, dass die Futterflache der
Alm noch nicht bertcksichtigt werden kénne. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.2. Mit Bescheid der AMA vom
réomisch 40, wurde dem Beschwerdeflhrer fur das Antragsjahr 2012 eine Betriebspramie in Hohe von EUR 474,91
gewahrt. Dabei wurden 33,26 vorhandene Zahlungsanspruche, eine beantragte Flache von 10,86 ha und eine
ermittelte Flache von 10,86 ha zugrunde gelegt. Begrindend wurde ausgefuhrt, dass die Futterflache der Alm noch
nicht bertcksichtigt werden kdénne. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.

3. Mit Abanderungsbescheid der AMA vom XXXX , wurde dem Beschwerdeflhrer fir das Antragsjahr 2012 unter
Berucksichtigung allfalliger erforderlicher Anpassungen des Wertes der Zahlungsanspriche eine Betriebspramie in
Hohe von EUR 474,91 gewahrt. Dabei wurden 33,26 vorhandene Zahlungsanspruche, eine beantragte Flache von 10,86
ha und eine ermittelte Flache von 10,86 ha zugrunde gelegt. Begriindend wurde ausgefuhrt, dass die Futterflache der
Alm noch nicht beriicksichtigt werden kénne. Der Bescheid wurde erlassen, da sich eine Anderung der
Zahlungsanspriche ergeben habe. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.3. Mit Abdnderungsbescheid der AMA
vom romisch 40, wurde dem Beschwerdefihrer fir das Antragsjahr 2012 unter Bertcksichtigung allfalliger
erforderlicher Anpassungen des Wertes der Zahlungsanspruche eine Betriebspramie in Hohe von EUR 474,91 gewahrt.
Dabei wurden 33,26 vorhandene Zahlungsansprtiche, eine beantragte Flache von 10,86 ha und eine ermittelte Flache
von 10,86 ha zugrunde gelegt. Begriindend wurde ausgefihrt, dass die Futterfliche der AIm noch nicht bertcksichtigt
werden kénne. Der Bescheid wurde erlassen, da sich eine Anderung der Zahlungsanspriiche ergeben habe. Dieser
Bescheid wurde nicht angefochten.

4, Am XXXX .09.2013 fand auf der Alm eine Vor-Ort-Kontrolle (VOK) statt, an der der Beschwerdeflihrer als
Bewirtschafter teilnahm. Bei dieser Kontrolle wurden Flachenabweichungen festgestellt. Der Kontrollbericht wurde
dem Beschwerdefiihrer Ubermittelt. Der Beschwerdefuhrer hat dazu keine Stellungnahme abgegeben.4. Am rémisch
40.09.2013 fand auf der Alm eine Vor-Ort-Kontrolle (VOK) statt, an der der Beschwerdefiihrer als Bewirtschafter
teilnahm. Bei dieser Kontrolle wurden Flachenabweichungen festgestellt. Der Kontrollbericht wurde dem
Beschwerdefiihrer Gbermittelt. Der Beschwerdefiihrer hat dazu keine Stellungnahme abgegeben.

5. Mit Abanderungsbescheid der AMA vom XXXX , wurde der Bescheid vonb. Mit Abdnderungsbescheid der AMA vom
rémisch 40, wurde der Bescheid vom

XXXX abgeandert. Nunmehr wurde der Antrag des Beschwerdeflhrers auf Gewahrung der Einheitlichen
Betriebspramie 2012 abgewiesen. Unter Berlcksichtigung des bereits Uberwiesenen Betrages ergab dies eine
Ruckforderung von EUR 474,91. Dem Bescheid wurden 33,26 zugewiesene flachenbezogene Zahlungsanspriiche, eine
beantragte Flache von 30,54 ha (davon 19,68 ha anteilige AlImfutterflache) und eine ermittelte Flache im Ausmal3 von
22,33 ha (davon 11,47 ha anteilige Aimfutterflache) zugrunde gelegt. Dies ergab eine Differenzflache von 8,21 ha.
Begrindend wurde ausgefuhrt, dass anlasslich der Vor-Ort-Kontrolle vom 10.09.2013 Flachenabweichungen von tber
20 % festgestellt worden seien, weshalb keine Beihilfe gewahrt werden kdnne.romisch 40 abgedandert. Nunmehr wurde
der Antrag des Beschwerdefiihrers auf Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie 2012 abgewiesen. Unter
BerUcksichtigung des bereits Uberwiesenen Betrages ergab dies eine Ruckforderung von EUR 474,91. Dem Bescheid
wurden 33,26 zugewiesene flaichenbezogene Zahlungsansprliche, eine beantragte Flache von 30,54 ha (davon 19,68 ha
anteilige Almfutterflaiche) und eine ermittelte Flache im Ausmal von 22,33 ha (davon 11,47 ha anteilige



Almfutterflache) zugrunde gelegt. Dies ergab eine Differenzflache von 8,21 ha. Begrindend wurde ausgefihrt, dass
anlasslich der Vor-Ort-Kontrolle vom 10.09.2013 Flachenabweichungen von Uber 20 % festgestellt worden seien,
weshalb keine Beihilfe gewahrt werden kénne.

6. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefuhrer in offener Frist Berufung und beantragte 1. den angefochtenen
Bescheid ersatzlos aufzuheben, andernfalls 2. den angefochtenen Bescheid in der Weise abzudndern, dass (a) die
Bemessung der Ruckzahlung nach MalRgabe seiner Berufungsgriinde erfolge und b) jedenfalls keine Kirzungen und
AusschlUsse verfugt wurden, 3. auszusprechen, dass die Rickzahlung bis zur rechtskraftigen Beendigung dieses
Verfahrens aufgeschoben sei, 4. jedenfalls dem Beschwerdefiihrer samtliche Prufberichte der kontrollierten Alm im
Rahmen seines Parteiengehdrs vorzulegen, 5. einen Augenschein an Ort und Stelle durchzufiihren sowie 6. mit einem
eigenem Feststellungsbescheid die AlIm-Referenzflache auszusprechen.

Der Beschwerdefuhrer fihrte als Beschwerdegriinde ein mangelndes Ermittlungsverfahren, mangelndes Verschulden
sowie eine unangemessen hohe Strafe an.

Der Beschwerde liegt eine Sachverhaltsdarstellung des Beschwerdefihrers bei.

7. Mit nunmehr angefochtenem Abanderungsbescheid der AMA in Form einer Beschwerdevorentscheidung vom XXXX,
wurde der Bescheid vom7. Mit nunmehr angefochtenem Abdnderungsbescheid der AMA in Form einer
Beschwerdevorentscheidung vom romisch 40 , wurde der Bescheid vom

XXXX abgeandert, da sich die Zahlungsanspriiche im Vergleich zum letzten Bescheid geandert haben. Der Antrag des
Beschwerdefuhrers auf Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie 2012 wurde abgewiesen. Dem Bescheid wurden
33,26 zugewiesene flachenbezogene Zahlungsanspriiche, eine beantragte Flache von 30,54 ha (davon 19,68 ha
anteilige Almfutterflache) und eine ermittelte Flache im Ausmal von 21,37 ha (davon 10,51 ha anteilige
Almfutterflache) zugrunde gelegt. Dies ergab eine Differenzflache von 9,17 ha. Begriindend wurde ausgefihrt, dass
anlasslich der Vor-Ort-Kontrolle vom 10.09.2013 Flachenabweichungen von Uber 20 % festgestellt worden seien,
weshalb keine Beihilfe gewdhrt werden kdnne.romisch 40 abgedndert, da sich die Zahlungsanspriiche im Vergleich
zum letzten Bescheid gedndert haben. Der Antrag des Beschwerdefiihrers auf Gewdhrung der Einheitlichen
Betriebspramie 2012 wurde abgewiesen. Dem Bescheid wurden 33,26 zugewiesene flachenbezogene
Zahlungsanspriiche, eine beantragte Flache von 30,54 ha (davon 19,68 ha anteilige Aimfutterflache) und eine ermittelte
Flache im AusmaR von 21,37 ha (davon 10,51 ha anteilige Almfutterflache) zugrunde gelegt. Dies ergab eine
Differenzflache von 9,17 ha. Begrindend wurde ausgeflhrt, dass anlasslich der Vor-Ort-Kontrolle vom 10.09.2013
Flachenabweichungen von tber 20 % festgestellt worden seien, weshalb keine Beihilfe gewahrt werden kénne.

Im Bescheid findet sich folgende Textpassage:

"Da Sie gegen den im Spruch genannten Bescheid eine zuldssige Beschwerde eingebracht haben, erfolgt die
gegenstandliche Abdnderung im Rahmen einer Beschwerdevorentscheidung gemal § 14 VWGVG, wonach die Behorde,
die den Bescheid erlassen hat, die Beschwerde nach Durchfihrung allfalliger weiterer Ermittlungen durch
Beschwerdevorentscheidung erledigen und den von ihr erlassenen Bescheid aufheben, abandern, zurtickweisen oder
abweisen kann."Da Sie gegen den im Spruch genannten Bescheid eine zuldssige Beschwerde eingebracht haben,
erfolgt die gegenstandliche Abdanderung im Rahmen einer Beschwerdevorentscheidung gemald Paragraph 14, VWGVG,
wonach die Behdrde, die den Bescheid erlassen hat, die Beschwerde nach Durchfihrung allfalliger weiterer
Ermittlungen durch Beschwerdevorentscheidung erledigen und den von ihr erlassenen Bescheid aufheben, abandern,
zuruckweisen oder abweisen kann.

RECHTSMITTEL BELEHRUNG

Sie kdnnen den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird
(Vorlageantrag). Dieser Vorlageantrag ist schriftlich oder in jeder anderen technisch moglichen Weise (z.B. Fax, E-Mail)
innerhalb von zwei Wochen ab Zustellung dieser Beschwerdevorentscheidung unter Angabe des oben angefihrten
Aktenzeichens und der Betriebs- bzw. Klientennummer bei der Agrarmarkt Austria, 1200 Wien, Dresdner StralBe 70,
einzubringen. [...]"

8. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefiihrer eine Bescheidbeschwerde und beantragte, dass seine
Beschwerde dem Bundesverwaltungsgericht vorgelegt werde sowie 1. den angefochtenen Bescheid ersatzlos
aufzuheben, andernfalls 2. dass die Berechnung der Rickzahlung nach MalRgabe seiner Beschwerdegriinde erfolge


https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/14

und a) jedenfalls keine Kirzungen und Ausschlusse verfugt warden, andernfalls b) Kirzungen und Ausschlisse nur
nach MalRgabe der Beschwerdegriinde verhangt werden sowie 3. die Alm-Referenzfldche festzustellen.

Als Beschwerdegriinde fuhrte er die mangelnde Berucksichtigung friherer amtlicher Erhebungen bei der Feststellung
der beihilfefahigen Flache in friheren Antragsjahren, sein Vertrauen auf die Ergebnisse friherer amtlicher
Erhebungen, sein mangelndes Verschulden, einen offensichtlichen Irrtum, die Anerkennung der vorlaufigen AMA-
Bildschirmreferenz als endgultige Referenzfliche, das Recht auf gute Verwaltung, die Gleichheitswidrigkeit des
Sanktionskataloges, ein mangelndes Ermittlungsverfahren sowie eine unangemessen hohe Strafe an.

Der Beschwerde liegt eine Sachverhaltsdarstellung des Beschwerdeflhrers sowie eine Bestatigung gemald Task Force
Almen der Landwirtschaftskammer Karnten, AuBenstelle XXXX bei.Der Beschwerde liegt eine Sachverhaltsdarstellung
des Beschwerdeflihrers sowie eine Bestatigung gemald Task Force Almen der Landwirtschaftskammer Karnten,
Auf3enstelle romisch 40 bei.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Am 01.03.2012 stellte der Beschwerdefuhrer flr das Antragsjahr 2012 einen Mehrfachantrag-Flachen und beantragte
u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2012 fir in den Beilagen Flachenbogen und
Flachennutzung naher konkretisierte Flachen, u.a. fir die AIm mit der Betriebsnummer XXXX "), deren Bewirtschafter
er ist und auf die er auch als einer von mehreren Auftreibern auftreibt.Am 01.03.2012 stellte der Beschwerdefuhrer fir
das Antragsjahr 2012 einen Mehrfachantrag-Flachen und beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen
Betriebspramie fur das Antragsjahr 2012 fir in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung ndher konkretisierte
Flachen, u.a. fur die Alm mit der Betriebsnummer rémisch 40 "), deren Bewirtschafter er ist und auf die er auch als
einer von mehreren Auftreibern auftreibt.

Der Antrag auf Gewahrung der EBP 2012 wurde mit Bescheid vom 28.12.2012 positiv beschieden und dem
Beschwerdefiihrer eine Einheitliche Betriebspramie fir das Antragsjahr 2012 in Hohe von EUR 474,91 gewahrt. Mit
Abanderungsbescheid vom 25.04.2013 wurden Zahlungsanspriiche angepasst und eine Einheitliche Betriebspramie
von EUR 474,91 gewahrt.

Am XXXX .09.2013 fand auf der Alm eine Vor-Ort-Kontrolle (VOK) statt, an der der Beschwerdeflihrer als Bewirtschafter
teilnahm. Bei dieser Kontrolle wurden Flachenabweichungen festgestellt.Am rémisch 40 .09.2013 fand auf der Alm eine
Vor-Ort-Kontrolle (VOK) statt, an der der Beschwerdeflhrer als Bewirtschafter teilnahm. Bei dieser Kontrolle wurden
Flachenabweichungen festgestellt.

Der Antrag auf Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie 2012 wurde mit Bescheid vom 26.09.2013 negativ
beschieden und begriindete dies mit der Flachenabweichung von Uber 20 Prozent. Die belangte Behdrde ging von
einer ermittelten Almfutterflache von 11,47 ha aus, es waren 33,26 Zahlungsanspriche vorhanden.

Mit verspateter Beschwerdevorentscheidung vom 26.02.2014 wurde die Abweisung des Antrages erneut bestatigt und
weitere Anderungen der Nummern der Zahlungsanspriiche ausgesprochen.

Im Jahr 2012 betrug die anteilige Almfutterflaiche statt der beantragten 19,68 ha nur 10,51 ha, was fur den
Beschwerdefiihrer eine Differenzfliche von 9,17 ha bedeutet. Dies ergibt eine Flachenabweichung von Uber 20 %,
weshalb die Behdrde keine Beihilfe fir das Jahr 2012 gewahrt hat.

Der Beschwerdefihrer konnte nicht belegen, dass ihn an der fehlerhaften Beantragung der Einheitlichen
Betriebspramie 2012 kein Verschulden trifft.

2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem Verwaltungsakt und wird vom Beschwerdefihrer nicht substantiiert bestritten.
Die Almfutterflache fur das Jahr 2012 wurde im Rahmen der VOK am XXXX .09.2013 festgestellt. An dieser hat der
Beschwerdefiihrer in seiner Funktion als Bewirtschafter teilgenommen; er hat auch zum Ubermittelten Kontrollbericht
keine Stellungnahme abgegeben. Das Ergebnis dieser VOK wird als richtig beurteilt. Dies ergibt sich aus dem
Verwaltungsakt und hat der BeschwerdefUhrer nicht konkret dargelegt, warum das Ergebnis nicht richtig sein soll. Die
allgemein gehaltenen Hinweise, dass die Futterflichenermittlung schwierig ist, sind nicht geeignet die
Flachenermittlung durch die Kontrollorgane der Behdrde in Frage zu stellen.Der Sachverhalt ergibt sich aus dem



Verwaltungsakt und wird vom Beschwerdefihrer nicht substantiiert bestritten. Die Almfutterfldche fir das Jahr 2012
wurde im Rahmen der VOK am romisch 40 .09.2013 festgestellt. An dieser hat der Beschwerdefihrer in seiner Funktion
als Bewirtschafter teilgenommen; er hat auch zum Ubermittelten Kontrollbericht keine Stellungnahme abgegeben. Das
Ergebnis dieser VOK wird als richtig beurteilt. Dies ergibt sich aus dem Verwaltungsakt und hat der Beschwerdefihrer
nicht konkret dargelegt, warum das Ergebnis nicht richtig sein soll. Die allgemein gehaltenen Hinweise, dass die
Futterflachenermittlung schwierig ist, sind nicht geeignet die Flachenermittlung durch die Kontrollorgane der Behérde
in Frage zu stellen.

Die Erklarung der Landwirtschaftskammer Karnten untermauert den Eindruck der schuldhaften Fehlbeantragung. Die
Task-Force-Erklarung vermag in ihrer Allgemeinheit und in ihrer dufReren Form nicht zu Uberzeugen: Es handelt sich
ganz offenbar um ein Formblatt, welches die Landwirtschaftskammern, die Interessenvertretung der Bauernschaft, in
einer Vielzahl von Fallen vorlegen, ohne konkret darauf einzugehen, weshalb die Flachenabweichungen nicht
erkennbar gewesen sein sollen. Ohne diese ndhere Begrindung fehlt der Erkldrung der Landwirtschaftskammer
jeglicher Beweiswert und ist fiir die Beweiswirdigung nicht von Relevanz.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und Allgemeines:

Gemal Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehérden besorgt werden.GemafR Artikel
131, Absatz 2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uuber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.

Gemall § 6 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007),BGBI. | Nr. 55/2007 i. d.g.F., ist die AMA zustandige
Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister
far Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs
und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen
Marktordnungsrechts vorbehalt.GemaR Paragraph 6, Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 55 aus 2007, i. d.g.F., ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemall § 1 AMA-Gesetz, BGBI. 376/1992 i.d.g.F., kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder
durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der
AMA unmittelbar als Bundesbehorde besorgt werden.GemaR Paragraph eins, AMA-Gesetz, Bundesgesetzblatt 376 aus
1992, i.d.g.F., kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von
Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA (bertragen werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehorde
besorgt werden.

3.2. Zu A) Aufhebung der Beschwerdevorentscheidung und Abweisung der Beschwerde
3.2.1. MaRgebliche Vorschriften:

Art. 33 bis 35 und 36 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln flr
Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr.
378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, im Folgenden VO
(EG) 73/2009, lauten auszugsweise:Artikel 33 bis 35 und 36 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates vom 19.
Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit
bestimmten Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782
aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, im Folgenden VO (EG) 73 aus 2009,, lauten auszugsweise:

"Artikel 33

Zahlungsanspriche
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(1) Betriebsinhaber kénnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspriche besitzen, die sie gemall der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habena)
Zahlungsansprtiche besitzen, die sie gemal? der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsansprtiche im Rahmen der vorliegenden Verordnung
[...], erhalten haben.

[..].

Artikel 34

Aktivierung von Zahlungsansprtchen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stutzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsansprtichen besteht Anspruch auf
die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch fir nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird,

[..].
Artikel 35
Meldung der beihilfefdhigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande mussen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten kdonnen unter ordnungsgemald begrindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu dndern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."

"Artikel 37
Mehrfachantrage

Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

Art. 2, 8, 11, 19, 30, 50, 51, 68 und 73 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom 21. April 2004 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystem gemal’ den Verordnungen (EG) Nr. 1782/2003 und (EG) Nr. 73/2009 des Rates sowie
mit DurchfUhrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen gemalRR der Verordnung (EG) Nr.
479/2008 des Rates, ABI. L 141 vom 30.4.2004, S. 18, im Folgenden VO (EG) 796/2004, lauten auszugsweise:Artikel 2, 8,
11, 19, 30, 50, 51, 68 und 73 der Verordnung (EG) Nr. 796 aus 2004, der Kommission vom 21. April 2004 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystem gemaR den Verordnungen (EG) Nr. 1782 aus 2003, und (EG) Nr. 73 aus 2009, des
Rates sowie mit Durchfihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen gemaR der Verordnung
(EG) Nr. 479 aus 2008, des Rates, Amtsblatt L 141 vom 30.4.2004, S. 18, im Folgenden VO (EG) 796 aus 2004,, lauten

auszugsweise:
"Artikel 2
Definitionen

(2) "Dauergrinland": Flachen, die durch Einsaat oder auf naturliche Weise (Selbstaussaat) zum Anbau von Gras oder



anderen Grunfutterpflanzen genutzt werden und mindestens funf Jahre lang nicht Bestandteil der Fruchtfolge des
landwirtschaftlichen Betriebs waren, ausgenommen Flachen im Rahmen von Stilllegungsregelungen gemafR Artikel 107
Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sowie gemal’ der Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates, gemal? den
Artikeln 22, 23 und 24der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates und gemal3 Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr.
1698/2005 des Rates stillgelegte Flachen;(2) "Dauergrinland": Flachen, die durch Einsaat oder auf natlrliche Weise
(Selbstaussaat) zum Anbau von Gras oder anderen Grunfutterpflanzen genutzt werden und mindestens funf Jahre lang
nicht Bestandteil der Fruchtfolge des landwirtschaftlichen Betriebs waren, ausgenommen Flachen im Rahmen von
Stilllegungsregelungen gemal Artikel 107 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, sowie gemald der
Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates, gemal den Artikeln 22, 23 und 24der Verordnung (EG) Nr. 1257 aus 1999,
des Rates und gemafR Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 1698 aus 2005, des Rates stillgelegte Flachen;

(2a) "Gras oder andere Grunfutterpflanzen": alle Grinpflanzen, die herkdmmlicherweise in natirlichem Grinland
anzutreffen oder normalerweise Teil von Saatgutmischungen fir Grinland oder Wiesen in dem Mitgliedstaat sind
(unabhangig davon, ob die Flachen als Viehweiden genutzt werden). Die Mitgliedstaaten kénnen Kulturpflanzen
einschlieBen, die in Anhang IX der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 aufgefiihrt sind; [...]J(2a) "Gras oder andere
GrUnfutterpflanzen™: alle Grinpflanzen, die herkdmmlicherweise in natlrlichem Grinland anzutreffen oder
normalerweise Teil von Saatgutmischungen fir Grinland oder Wiesen in dem Mitgliedstaat sind (unabhangig davon,
ob die Flachen als Viehweiden genutzt werden). Die Mitgliedstaaten kdnnen Kulturpflanzen einschlieen, die in Anhang
rémisch neun der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, aufgefihrt sind; [...]

(22) "Ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fur die Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen
genlgt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsanspruchen als ermittelte Flache zu betrachten;"

"Artikel 8
Allgemeine Grundsatze in Bezug auf die landwirtschaftlichen Parzellen

(1) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 gilt eine mit Baumen
bestandene Parzelle als landwirtschaftliche Parzelle im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die
landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht
baumbestandenen Parzellen in demselben Gebiet mdglich sind.(1) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, gilt eine mit Bdumen bestandene Parzelle als landwirtschaftliche
Parzelle im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die
beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht baumbestandenen Parzellen in demselben
Gebiet moglich sind.

(2) Werden Flachen gemeinsam genutzt, so teilen die zustandigen Behdrden diese fiktiv entsprechend dem Umfang
der Nutzung durch die einzelnen Betriebsinhaber oder entsprechend deren Nutzungsrechten auf diese auf."

"Artikel 11
Einreichung des Sammelantrags

(1) Ein Betriebsinhaber kann im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen nur einen Sammelantrag pro Jahr
einreichen.

[...]

(2) Der Sammelantrag ist bis zu einem von den Mitgliedstaaten auf spatestens 15. Mai des Jahres festzusetzenden
Termin einzureichen. Estland, Lettland, Litauen, Finnland und Schweden kénnen den Termin auf spatestens 15. Juni
festsetzen.

[...]1."
"Artikel 19
Berichtigung offensichtlicher Irrtiimer

Unbeschadet der Artikel 11 bis 18 kann ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn
die zustandige Behorde offensichtliche Irrtiimer anerkennt.”



"Artikel 30
Bestimmung der Flachen

(1) Die Flachen der landwirtschaftlichen Parzellen werden mit Mitteln bestimmt, die nachweislich eine Messgenauigkeit
gewahrleisten, welche derjenigen, wie sie von der auf Gemeinschaftsebene festgelegten geltenden technischen Norm
vorgeschrieben wird, zumindest gleichwertig ist.

Es wird eine Toleranzmarge festgelegt mit einem auf den Parzellenumfang angewendeten Pufferwert von héchstens
1,5 m. Die Hochsttoleranz fur die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen darf jedoch einen Absolutwert von 1,0 ha
nicht Gberschreiten.

Die Toleranzmarge nach Unterabsatz 2 gilt nicht fir Olbaumparzellen, deren Fliche entsprechend Anhang XXIV
Nummern 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1973/2004 in Oliven-GIS-ha berechnet wird.Die Toleranzmarge nach
Unterabsatz 2 gilt nicht fiir Olbaumparzellen, deren Flache entsprechend Anhang rémisch 24 Nummern 2 und 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1973 aus 2004, in Oliven-GIS-ha berechnet wird.

(2) Die Gesamtflache einer landwirtschaftlichen Parzelle kann bertcksichtigt werden, sofern sie nach den
gebrauchlichen Normen des Mitgliedstaats oder der betreffenden Region ganz genutzt wird. Andernfalls wird die
tatsachlich genutzte Flache berticksichtigt.

FUr Regionen, in denen bestimmte Landschaftsmerkmale, insbesondere Hecken, Graben oder Mauern, traditionell
Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, kdnnen die Mitgliedstaaten festlegen, dass
die entsprechende Flache als Teil der vollstandig genutzten Flache gilt, sofern sie eine von den Mitgliedstaaten zu
bestimmende Gesamtbreite nicht tbersteigt. Diese Breite muss der in der betreffenden Region traditionell Gblichen
Breite entsprechen und darf zwei Meter nicht Gberschreiten. Die Mitgliedstaaten kénnen nach vorheriger Mitteilung an
die Kommission eine gréRBere Breite als zwei Meter zulassen, wenn die betreffenden Flachen fur landwirtschaftliche

Kulturpflanzen bei der Festsetzung der Ertrage der betreffenden Regionen berucksichtigt wurden.

(3) Uber die Bestimmungen des Absatzes 2 hinaus sind alle Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang IIl der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 aufgefiihrten Rechtsakten genannt oder Bestandteil des in Artikel 5 und Anhang IV
derselben Verordnung bezeichneten guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kdnnen, Teil der
Gesamtfliche der landwirtschaftlichen Parzelle.3) Uber die Bestimmungen des Absatzes 2 hinaus sind alle
Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang romisch drei der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, aufgefuhrten
Rechtsakten genannt oder Bestandteil des in Artikel 5 und Anhang rémisch vier derselben Verordnung bezeichneten
guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kénnen, Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen
Parzelle.

4) Die Beihilfefahigkeit der landwirtschaftlichen Parzellen wird mit geeigneten Mitteln Uberpruft. Hierzu wird
erforderlichenfalls die Vorlage entsprechender zusatzlicher Belege verlangt."

"Artikel 50
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

1. Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen
far Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemal? Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, die
ermittelte Flache einer Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angegebenen Flache, so wird bei der Berechnung des
Beihilfebetrags die angegebene Flache bertcksichtigt.1. Liegt im Fall von Beihilfeantrdagen im Rahmen der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemal Titel
rémisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, die ermittelte Flache einer Kulturgruppe
Uber der im Beihilfeantrag angegebenen Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags die angegebene
Flache berucksichtigt.

2. Ergibt sich bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung eine Abweichung zwischen den
angemeldeten Zahlungsansprichen und der angemeldeten Fldche so wird, unbeschadet der gemaR den Artikeln 51
und 53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschltsse aufgrund der tatsachlich ermittelten Flache, fur die Berechnung
der Zahlung die niedrigere der beiden Grof3en zugrunde gelegt.

3. Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flaichenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen



far Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemal3 Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, die im
Sammelantrag angegebene Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe,
unbeschadet der gemal3 den Artikeln 51 und 53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der Grundlage der
far diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet. [...]"3. Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel
rémisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, die im Sammelantrag angegebene Flache
Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemal den Artikeln 51 und
53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache
berechnet. [...]"

"Artikel 51
Karzungen und Ausschliisse in Fallen von Ubererkldrungen

(1) Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der flaichenbezogenen Beihilferegelungen,
ausgenommen die Regelungen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel IV Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 sowie Titel IV Kapitel 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, Uber der gemaR Artikel 50
Absédtze 3 und 5 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der
ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz tiber 3 % oder
2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.(1) Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete
Flache fir die Zwecke der flaichenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Regelungen fir Starkekartoffeln,
Saatgut und Tabak gemaR Titel romisch vier Kapitel 1 Abschnitte 2 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, sowie
Titel rémisch vier Kapitel 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, Uber der gemaR Artikel 50 Absatze 3 und 5 der
vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, geklrzt um
das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als
20 % der ermittelten Fldche ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flichenbezogene
Beihilfe gewahrt.

Belduft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angegebenen Flache und der gemald Artikel 50 Absdtze 3 und 5 der vorliegenden
Verordnung ermittelten Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieRBen. Dieser Betrag wird gemaR
Artikel 5b der Verordnung (EG) Nr. 885/2006 der Kommission (1) verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei
Kalenderjahre, die auf das Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstandig gemaR dem genannten Artikel
verrechnet werden, wird der Restbetrag annulliert.Belduft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der
Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur H6he des Betrags, der der Differenz zwischen der angegebenen Flache und
der gemall Artikel 50 Absdtze 3 und 5 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache entspricht, von der
Beihilfegewahrung auszuschlieBen. Dieser Betrag wird gemaR Artikel 5b der Verordnung (EG) Nr. 885 aus 2006, der
Kommission (1) verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei Kalenderjahre, die auf das Kalenderjahr der
Feststellung folgen, nicht vollstandig gemaR dem genannten Artikel verrechnet werden, wird der Restbetrag annulliert.

"Artikel 68
Ausnahmen von der Anwendung der Kiirzungen und Ausschlisse

1. Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft. [...]"1. Die in
Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft. [...]"

"Artikel 73
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

1. Bei zu Unrecht gezahlten Betragen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuziglich der gemaf3
Absatz 3 berechneten Zinsen verpflichtet.

3. Die Zinsen werden fiir den Zeitraum zwischen der Ubermittlung des Riickforderungsbescheids an den



Betriebsinhaber und der tatsachlichen Riickzahlung bzw. dem Abzug berechnet. Der anzuwendende Zinssatz wird nach
Mal3gabe der einschlagigen nationalen Rechtsvorschriften festgesetzt, darf jedoch nicht niedriger sein als der bei der
Ruckforderung von Betragen nach einzelstaatlichen Vorschriften geltende Zinssatz.

4. Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemald Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurtickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte. Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fir die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist.

5. Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemaf’ Absatz 1 gilt nicht, wenn zwischen dem Tag der Zahlung der Beihilfe und
dem Tag, an dem der Beglnstigte von der zustandigen Behorde erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt
wurde, mehr als zehn Jahre vergangen sind. Der in Unterabsatz 1 genannte Zeitraum wird jedoch auf vier Jahre
verklrzt, wenn der Beglinstigte in gutem Glauben gehandelt hat.

6. FUr Betrage, die aufgrund von Kirzungen und Ausschlissen gemdaf3 den Bestimmungen des Artikels 21 und des
Titels IV zurlickgezahlt werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.6. FUr Betrage, die aufgrund von
Kdrzungen und Ausschliissen gemaR den Bestimmungen des Artikels 21 und des Titels romisch vier zurlickgezahlt
werden miussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.

7. Die Absatze 4 und 5 gelten nicht bei Vorschissen."

Gemal § 3 Abs. 1 der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
Uber die Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und Uber das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem im
Bereich der Direktzahlungen (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008), BGBI. 1l Nr. 31/2008, ist der Sammelantrag
(Mehrfachantrag-Flachen) von allen Betriebsinhabern, die Direktzahlungen beziehen, abzugeben. Der Sammelantrag
ist fir das jeweilige Kalenderjahr bis 15. Mai unter Verwendung eines von der AMA aufzulegenden Formblattes
einzureichen. Gleichzeitig sind vom Antragsteller samtliche fur die Erledigung seines Antrages erforderlichen
Nachweise zu erbringen. Entsprechende Unterlagen sind dem jeweiligen Antrag beizulegen. Der Antrag hat zusatzlich
zu den Angaben, die in den in § 1 genannten Rechtsakten gefordert sind, folgende Angaben zu enthalten:GemafR
Paragraph 3, Absatz eins, der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft Uber die Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und Uber das integrierte Verwaltungs- und
Kontrollsystem im Bereich der Direktzahlungen (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr.
31 aus 2008,, ist der Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) von allen Betriebsinhabern, die Direktzahlungen
beziehen, abzugeben. Der Sammelantrag ist flr das jeweilige Kalenderjahr bis 15. Mai unter Verwendung eines von der
AMA aufzulegenden Formblattes einzureichen. Gleichzeitig sind vom Antragsteller samtliche fur die Erledigung seines
Antrages erforderlichen Nachweise zu erbringen. Entsprechende Unterlagen sind dem jeweiligen Antrag beizulegen.
Der Antrag hat zusatzlich zu den Angaben, die in den in Paragraph eins, genannten Rechtsakten gefordert sind,
folgende Angaben zu enthalten:

1. Name/Firma, Geburtsdatum und Anschrift des Antragstellers,

2. Betriebsnummer; verfigt der Antragsteller Uber mehrere Betriebsnummern, so hat er die Hauptbetriebsnummer zu
kennzeichnen,

3. Bankverbindung und Namenskonto bei einem Kreditinstitut,
4. Angabe der Flachen, getrennt nach ihrer Nutzung als

a) Ackerflachen mit Ausnahme jener Flachen, fir die eine gesonderte Nutzung gemaR lit. c) bis 0) anzugeben isg)
Ackerflachen mit Ausnahme jener Flachen, fiir die eine gesonderte Nutzung gemal Litera c,) bis 0) anzugeben ist,

b) Dauergrinlandflachen,
[...].

Gemald Abs. 2 sind die Flachen nach Lage und Grof3e in ha mit zwei Dezimalstellen kaufméannisch gerundet,
Katastralgemeinde und Grundsticksnummer anzugeben.Gemaf3 Absatz 2, sind die Flachen nach Lage und Grof3e in ha
mit zwei Dezimalstellen kaufmannisch gerundet, Katastralgemeinde und Grundstiicksnummer anzugeben.

Gemald § 3 der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Gber
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eine auf ein geographisches Informationssystem gestltzte Flachenidentifizierung (INVEKOS-GIS-Verordnung), BGBI. I
Nr. 335/2004, bedeuten:Gemal3 Paragraph 3, der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft Uber eine auf ein geographisches Informationssystem gestutzte Flachenidentifizierung
(INVEKOS-GIS-Verordnung), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 335 aus 2004,, bedeuten:

1. Feldstlck: eine eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkennbare Bewirtschaftungseinheit mit nur einer
Nutzungsart gemald 8 7, die zur Ganze innerhalb oder aulRerhalb des benachteiligten Gebietes liegt.1. Feldsttick: eine
eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkennbare Bewirtschaftungseinheit mit nur einer Nutzungsart gemaf}
Paragraph 7,, die zur Ganze innerhalb oder auRRerhalb des benachteiligten Gebietes liegt.

2. Grundstuck: jener Teil einer Katastralgemeinde, der im Grenzkataster oder im Grundsteuerkataster als solcher mit

einer eigenen Nummer bezeichnet ist.

3. Grundstlcksanteil am Feldstick: jener Flachenanteil eines Grundstiickes, der zu einem bestimmten Feldstlck
gehort.

4. Schlag: eine zusammenhangende Flache auf einem Feldstlick, die fur eine Vegetationsperiode mit nur einer Kultur
bewirtschaftet wird oder auf der jegliche Kultur fehlt.

Gemald § 5 der INVEKOS-GIS-Verordnung erfolgen Flachenangaben zum Feldstlick, Grundstlicksanteil am Feldsttick
und Schlag ausgehend von der ermittelten Grundstticksflache. Das AusmalR der Flache ist jeweils fur die tatsachlich
genutzte Flache zu ermitteln. Nicht beihilfefahige Flachen wie insbesondere fur Weg- oder Gebdudeflachen sind von
der Grundstuicksflache abzuziehen, ebenso Hecken, Gréaben, Gehdlze oder Mauern. Landschaftsmerkmale im Sinne
des Art. 30 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 gelten unbeschadet beihilfenspezifischer Regelungen dann als Teil der
tatsachlich genutzten Flache, wenn sie insbesondere eine Breite von zwei Metern oder im Verhaltnis zur Gesamtflache
des Feldstucks eine signifikante GréRe nicht Gberschreiten.Gemal Paragraph 5, der INVEKOS-GIS-Verordnung erfolgen
Flachenangaben zum Feldstick, Grundsticksanteil am Feldstick und Schlag ausgehend von der ermittelten
Grundstlcksflache. Das Ausmall der Flache ist jeweils fur die tatsachlich genutzte Flache zu ermitteln. Nicht
beihilfefahige Flachen wie insbesondere fir Weg- oder Gebaudeflachen sind von der Grundstlicksflache abzuziehen,
ebenso Hecken, Graben, Geholze oder Mauern. Landschaftsmerkmale im Sinne des Artikel 30, der Verordnung (EG) Nr.
796 aus 2004, gelten unbeschadet beihilfenspezifischer Regelungen dann als Teil der tatsachlich genutzten Flache,
wenn sie insbesondere eine Breite von zwei Metern oder im Verhaltnis zur Gesamtflache des Feldsticks eine
signifikante Grofe nicht Uberschreiten.

Gemall § 8 INVEKOS-GIS-Verordnung ist die Hofkarte eine unter Einsatz computergestltzter geographischer
Informationstechniken erstellte kartographische Unterlage. Dabei sind auf Orthophotobildern von den
landwirtschaftlich genutzten Flachen eines Betriebs jedenfalls ersichtlich gemacht:GemaR3 Paragraph 8, INVEKOS-GIS-
Verordnung ist die Hofkarte eine unter Einsatz computergestitzter geographischer Informationstechniken erstellte
kartographische Unterlage. Dabei sind auf Orthophotobildern von den landwirtschaftlich genutzten Flachen eines

Betriebs jedenfalls ersichtlich gemacht:

1. der graphische Datenbestand der einzelnen Grundstiicke laut DKM (Grenzen, Nummern, Nutzungslinien und

Nutzungssymbole);

2. die Feldsticksgrenzen aufgrund von Digitalisierungen im Auftrag des Antragstellers bzw. bei deren Fehlen ein

Vorschlag fur eine Feldstucksbildung anhand der letzten Antragstellung vor Erstellung der Hofkarte.

Die Hofkarte dient dem Antragsteller gemal® 8 9 Abs. 1 als Hilfsmittel bei der Ermittlung von Lage und Ausmal3
beihilfenrelevanter Flachen. Die Hofkarte ist gemal Abs. 2 von der Agrarmarkt Austria fur Vor-Ort-Kontrollen
heranzuziehen.Die Hofkarte dient dem Antragsteller gemaR Paragraph 9, Absatz eins, als Hilfsmittel bei der Ermittlung
von Lage und Ausmal beihilfenrelevanter Flachen. Die Hofkarte ist gemald Absatz 2, von der Agrarmarkt Austria far

Vor-Ort-Kontrollen heranzuziehen.

Gemal? § 10 INVEKOS-GIS-Verordnung Ubermittelt die Agrarmarkt Austria allen Antragstellern, die zum letzten vor der
Erstellung der Hofkarte liegenden Antragstermin einen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, einen
Ausdruck der Hofkarte. Dabei kann sie sich beauftragter Stellen bedienen. Betriebsinhabern, die zu diesem Zeitpunkt
keinen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, wird erstmals nach der ndchsten von ihnen

durchgefiihrten Antragstellung die Hofkarte Ubermittelt. Gemaf3 Abs. 2 ist ein elektronischer Zugriff des Antragstellers
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auf die Daten der Hofkarte samt Internetapplikation sicherzustellen (INVEKOS-GIS).Gemal3 Paragraph 10, INVEKOS-GIS-
Verordnung ubermittelt die Agrarmarkt Austria allen Antragstellern, die zum letzten vor der Erstellung der Hofkarte
liegenden Antragstermin einen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, einen Ausdruck der Hofkarte.
Dabei kann sie sich beauftragter Stellen bedienen. Betriebsinhabern, die zu diesem Zeitpunkt keinen Sammelantrag
(Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, wird erstmals nach der nachsten von ihnen durchgefihrten Antragstellung
die Hofkarte Gbermittelt. GemaR Absatz 2, ist ein elektronischer Zugriff des Antragstellers auf die Daten der Hofkarte
samt Internetapplikation sicherzustellen (INVEKOS-GIS).

3.2.2. Zu Spruchpunkt | (ersatzlose Behebung der Beschwerdevorentscheidung)3.2.2. Zu Spruchpunkt rémisch eins
(ersatzlose Behebung der Beschwerdevorentscheidung)

Die Behorde hat den angefochtenen Bescheid vom 26.09.2013 mit Bescheid vom 26.02.2014 abgeandert. Aus der
Rechtsmittelbelehrung des Abdnderungsbescheides, in der auf die Mdglichkeit eines Vorlageantrages hingewiesen
wird, ergibt sich, dass die Behdrde eine Beschwerdevorentscheidung erlassen wollte.

Gemal § 14 Absatz 1 VWGVG iVm § 19 Absatz 7 MOG 2007 steht es der Behorde nach der Rechtslage ab 01.01.2014
frei, den angefochtenen Bescheid innerhalb von vier Monaten auf-zuheben, abzudndern oder die Beschwerde
zurlckzuweisen oder abzuweisen (Beschwerde-vorentscheidung). Nach jener Rechtslage bis 31.12.2013 betrug diese
Frist fir eine Beru-fungsvorentscheidung gemaR § 64a AVG zwei Monate.Gemal Paragraph 14, Absatz 1 VWGVG in
Verbindung mit Paragraph 19, Absatz 7 MOG 2007 steht es der Behdrde nach der Rechtslage ab 01.01.2014 frei, den
angefochtenen Bescheid innerhalb von vier Monaten auf-zuheben, abzudndern oder die Beschwerde zurlickzuweisen
oder abzuweisen (Beschwerde-vorentscheidung). Nach jener Rechtslage bis 31.12.2013 betrug diese Frist fir eine
Beru-fungsvorentscheidung gemaR Paragraph 64 a, AVG zwei Monate.

Gemald § 15 Absatz 1 VWGVG kann jede Partei binnen zwei Wochen nach Zustellung der Be-schwerdevorentscheidung
bei der Behdrde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird
(Vorlageantrag).GemaR Paragraph 15, Absatz 1 VWGVG kann jede Partei binnen zwei Wochen nach Zustellung der Be-
schwerdevorentscheidung bei der Behdrde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem Verwaltungsgericht zur
Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag).

Aus der Entstehung der den Vorlageantrag regelnden Gesetzesbestimmung des§ 15 VwGVG und den
Gesetzesmaterialien ist zu schlieBen, dass nach Stellung eines Vorlageantrages die Beschwerdevorentscheidung nicht
auBer Kraft tritt (vgl. dazu etwa Fister/Fuchs/Sachs, Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren, § 15 Rz 9). Die
Beschwerdevorentscheidung bildet vielmehr den Beschwerdegegenstand und ersetzt den urspringlichen Bescheid zur
Ganze (vgl. VwGH 20.05.2015,Ra 2015/09/0025).Aus der Entstehung der den Vorlageantrag regelnden
Gesetzesbestimmung des Paragraph 15, VWGVG und den Gesetzesmaterialien ist zu schlieBen, dass nach Stellung
eines Vorlageantrages die Beschwerdevorentscheidung nicht aul3er Kraft tritt vergleiche dazu etwa Fister/Fuchs/Sachs,
Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren, Paragraph 15, Rz 9). Die Beschwerdevorentscheidung bildet vielmehr den
Beschwerdegegenstand und ersetzt den urspringlichen Bescheid zur Ganze vergleiche VwGH 20.05.2015, Ra
2015/09/0025).

§ 19 Absatz 7 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007),BGBI. | Nr. 55/2007 idgF, wonach abweichend von§ 14 VWGVG
die Frist fur eine Beschwerdevorentscheidung vier Monate betragt, ist auf den gegenstandlichen Fall noch nicht
anzuwenden, da diese Bestimmung erst am 01.01.2014 in Kraft getreten ist. Im Ubrigen wére zum Zeitpunkt der
Erlassung der gegenstandlichen Beschwerdevorentscheidung auch die Frist des § 19 Absatz 7 MOG 2007 bereits
verstrichen gewesen.Paragraph 19, Absatz 7 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
55 aus 2007, idgF, wonach abweichend von Paragraph 14, VWGVG die Frist fUr eine Beschwerdevorentscheidung vier
Monate betragt, ist auf den gegenstandlichen Fall noch nicht anzuwenden, da diese Bestimmung erst am 01.01.2014 in
Kraft getreten ist. Im Ubrigen wire zum Zeitpunkt der Erlassung der gegenstindlichen Beschwerdevorentscheidung
auch die Frist des Paragraph 19, Absatz 7 MOG 2007 bereits verstrichen gewesen.

Der gegenstandliche Vorlageantrag ist zulassig und rechtzeitig. Zunachst ist festzustellen, dass die Zustandigkeit der
AMA bereits mit Ablauf der Frist zur Erlassung der Vorentscheidung untergegangen ist (vgl. dazu VwGH 04.11.1996,
96/10/0109; Hengstschldger/Leeb, AVG § 64a Rz 8). Der Anderungsbescheid vom 26.02.2014 in Form einer
Beschwerdevorentscheidung wurde damit von einer unzustandigen Behorde erlassen und war schon aus diesem
Grund als rechtswidrig zu beheben (vgl. § 27 VwGVG).Der gegenstandliche Vorlageantrag ist zulassig und rechtzeitig.
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Zunachst ist festzustellen, dass die Zustandigkeit der AMA bereits mit Ablauf der Frist zur Erlassung der
Vorentscheidung untergegangen ist vergleiche dazu VwWGH 04.11.1996, 96/10/0109; Hengstschlager/Leeb, AVG
Paragraph 64 a, Rz 8). Der Anderungsbescheid vom 26.02.2014 in Form einer Beschwerdevorentscheidung wurde
damit von einer unzustandigen Behdrde erlassen und war schon aus diesem Grund als rechtswidrig zu beheben
vergleiche Paragraph 27, VWGVG).

Die Unzustandigkeit ist von Amts wegen in jeder Lage des Verfahrens wahrzunehmen (VwWGH 21.01.1992,91/11/0076).
Da der angefochtene Bescheid nicht von der zustandigen Behdrde erlassen wurde, erwies sich dieser als rechtswidrig
und war daher - mithin vor einer inhaltlichen Prufung - spruchgemal von Amts wegen zu beheben. Folglich lebt der
urspringliche, abgednderte Bescheid, namlich jener vom 26.09.2013, wieder auf (VWGH 17.11.2014, 2013/17/0113)
und war die dagegen erhobene Beschwerde inhaltlich zu behandeln (vgl. auch VwGH 17.12.2015, 2015/08/0026).Die
Unzustandigkeit ist von Amts wegen in jeder Lage des Verfahrens wahrzunehmen (VWGH 21.01.1992, 91/11/0076). Da
der angefochtene Bescheid nicht von der zustdndigen Behdrde erlassen wurde, erwies sich dieser als rechtswidrig und
war daher - mithin vor einer inhaltlichen Prifung - spruchgemall von Amts wegen zu beheben. Folglich lebt der
urspriingliche, abgednderte Bescheid, ndmlich jener vom 26.09.2013, wieder auf (VwGH 17.11.2014, 2013/17/0113)
und war die dagegen erhobene Beschwerde inhaltlich zu behandeln vergleiche auch VwGH 17.12.2015, 2015/08/0026).

3.2.3. Zu Spruchpunkt Il (Abweisung der Beschwerde)3.2.3. Zu Spruchpunkt rémisch zwei (Abweisung der Beschwerde)

Im vorliegenden Fall wurde im Hinblick auf das Antragsjahr 2012 eine Differenz zwischen beantragter und ermittelter
Flache von Uber 20 % der ermittelten Flache festgestellt. Sie ist zur Ganze auf Flachendifferenzen auf der betroffenen

Alm zurlckzufthren.

Aus diesem Grund ist gemaR Art. 51 VO (EG) 796/2004 auf der Grundlage der ermittelten Flache keine Forderung zu
gewadhren.Aus diesem Grund ist gemaR Artikel 51, VO (EG) 796 aus 2004, auf der Grundlage der ermittelten Flache
keine Férderung zu gewahren.

Der Beschwerdeflhrer bringt nichts Konkretes gegen die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle vor und stellt auch nicht
substantiiert dar, inwiefern die Umlegung des Ergebnisses dieser Kontrolle auf das Jahr 2012 unzutreffend sein sollte.

Es ist darauf hinzuweisen, dass Art. 58 VO (EU) 1306/2013 und &hnlich bisher Art. 9 der VO (EG) 1290/2005 die
Mitgliedstaaten verpflichten, im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften
sowie alle sonstigen Mallnahmen zu erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu
gewahrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte Betrage zuziglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn
notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies wurde auch in Art. 73 Abs. 1 VO (EG) 796/2004
festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen leitete der Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Rickforderung
von zu Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd.
und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unbertcksichtigt bleiben
durfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat zuletzt in seinem Erkenntnis vom 09.09.2013, 2011/17/0216, neuerlich
ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehdérden insbesondere berechtigt und verpflichtet sind, die dem Unionsrecht
entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die Betriebspramien in einer bestimmten
Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuandern.Es ist darauf hinzuweisen, dass Artikel 58,
VO (EU) 1306 aus 2013, und ahnlich bisher Artikel 9, der VO (EG) 1290 aus 2005, die Mitgliedstaaten verpflichten, im
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen MalBnahmen zu
erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu gewahrleisten, insbesondere auch zu
Unrecht gezahlte Betrage zuzlglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte
einzuleiten. Dies wurde auch in Artikel 73, Absatz eins, VO (EG) 796 aus 2004, festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen
leitete der Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Rickforderung von zu Unrecht gewahrten Pramien,
auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat
zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unbericksichtigt bleiben dirfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat
zuletzt in seinem Erkenntnis vom 09.09.2013, 2011/17/0216, neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehorden
insbesondere berechtigt und verpflichtet sind, die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die
Bescheide, mit denen die Betriebspramien in einer bestimmten Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt
worden sind, abzuandern.

Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Art. 73 Abs. 4 VO (EG) 796/2004 geregelten Grundsatz des


https://www.jusline.at/entscheidung/69617
https://www.jusline.at/entscheidung/90164
https://www.jusline.at/entscheidung/1021864
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=2015/08/0026&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
https://www.jusline.at/entscheidung/90164
https://www.jusline.at/entscheidung/1021864
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Vwgh&GZ=2015/08/0026&SkipToDocumentPage=True&SucheNachRechtssatz=False&SucheNachText=True
https://www.jusline.at/entscheidung/1024429
https://www.jusline.at/entscheidung/1024429

Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte.Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Artikel 73,
Absatz 4, VO (EG) 796 aus 2004, geregelten Grundsatz des Vertrauensschutzes und durch den Entfall der
Rackforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Es liegt jedoch kein Behdrdenirrtum vor, weil fehlerhafte Fldchenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen.
Ausgehend von dem Grundsatz, dass den Antragsteller die Verantwortung fir die Richtigkeit der von ihm beantragten
FlachenausmaRe trifft, ist es an ihm gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte,
allenfalls auch unter Beiziehung von Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist stdndige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 07.10.2013, 2013/17/0541). Dass der Beschwerdefuhrer dahingehende
besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde von ihm nicht belegt.Es liegt jedoch kein Behdrdenirrtum vor,
weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den
Antragsteller die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalie trifft, ist es an ihm
gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwGH
07.10.2013, 2013/17/0541). Dass der Beschwerdefihrer dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat,
wurde von ihm nicht belegt.

Wenn der Beschwerdeflihrer vorbringt, dass gegenstandlich ein derartiger Irrtum der Behdrde vorliegt, da diese
frihere Flachenfeststellungen (aus dem Jahre 2010) nicht berUcksichtigt habe, gilt es darauf hinzuweisen, dass dieser
in der zitierten Bestimmung geregelte Grundsatz des Vertrauensschutzes den Entfall der Rickforderung vorsieht, wenn
ein Behordenirrtum vorliegt, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt
jedoch auch auf Grund des klaren Wortlautes der Bestimmung kein Behdrdenirrtum vor, weil fehlerhafte
Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutglaubiger
Erwerb der zu Unrecht ausbezahlten Forderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da der hier
skizzierte Bestimmung den Vertrauensschutz abschlieend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04).

Auch legte der Beschwerdeflhrer nicht ausreichend konkret dar, auf Grund welcher Umstande das Ergebnis der Vor-
Ort-Kontrolle im Jahr 2013 von der belangten Behdrde nicht hatte verwendet werden dirfen (vgl. VWGH 16.11.2011,
2011/17/0145).Auch legte der Beschwerdeflihrer nicht ausreichend konkret dar, auf Grund welcher Umstande das
Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle im Jahr 2013 von der belangten Behdrde nicht hatte verwendet werden durfen
vergleiche VWGH 16.11.2011, 2011/17/0145).

Ein Irrtum der Behorde ist somit nicht erkennbar. Daraus ergibt sich aber, dass der Beschwerdeflihrer den zu Unrecht
an ihn gewahrten Beihilfebetrag jedenfalls zurlickzuerstatten hat.

Die nicht naher untermauerte Behauptung des gewissenhaften Vorgehens vermag die durchaus betrachtliche
Differenz seiner Angaben zur tatsachlichen Flachennutzung nicht zu erklaren und vermag schon gar nicht vor dem
Hintergrund der Beweislastumkehr des Art. 68 Abs. 1 VO (EG) 796/2004 sein mangelndes Verschulden darzulegen.Die
nicht naher untermauerte Behauptung des gewissenhaften Vorgehens vermag die durchaus betrachtliche Differenz
seiner Angaben zur tatsachlichen Flachennutzung nicht zu erkldren und vermag schon gar nicht vor dem Hintergrund
der Beweislastumkehr des Artikel 68, Absatz eins, VO (EG) 796 aus 2004, sein mangelndes Verschulden darzulegen.

Dem Beschwerdeflhrer ist es nicht gelungen darzulegen, dass ihn an der fehlerhaften Beantragung kein Verschulden
trifft, weshalb auch die Bestimmung des Art. 73 Abs. 5 VO (EG) 796/2004 nicht greift. Daran andert auch die vorgelegte
Bestatigung der Landwirtschaftskammer Tirol nichts. Die bloRBe Erkldrung, dass der Beschwerdefiihrer nach bestem
Wissen und Gewissen bei der Antragstellung vorgegangen sei und auf Basis des Almleitfadens ermittelt habe ist nicht
hinreichend substantiiert und reicht somit nicht als Beleg fir das fehlende Verschulden des Beschwerdefiihrers
aus.Dem Beschwerdeflhrer ist es nicht gelungen darzulegen, dass ihn an der fehlerhaften Beantragung kein
Verschulden trifft, weshalb auch die Bestimmung des Artikel 73, Absatz 5, VO (EG) 796 aus 2004, nicht greift. Daran
andert auch die vorgelegte Bestatigung der Landwirtschaftskammer Tirol nichts. Die bloRe Erklarung, dass der
Beschwerdefiihrer nach bestem Wissen und Gewissen bei der Antragstellung vorgegangen sei und auf Basis des
Almleitfadens ermittelt habe ist nicht hinreichend substantiiert und reicht somit nicht als Beleg fur das fehlende
Verschulden des Beschwerdeflhrers aus.
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Zum Vorbringen der Gleichheitswidrigkeit des Sanktionskataloges ist auszufihren, dass das Integrierte Verwaltungs-
und Kontrollsystem (INVEKOS) ein starres System von Antragen, Fristen, Kontrollen und Sanktionen vorsieht. Durch
diese starren Vorgaben soll die effiziente und kostenglinstige Abwicklung von Massenverfahren ermdoglicht werden.
Die Sanktionsbestimmungen des INVEKOS differenzieren nicht zwischen Flachen, deren Umfang leicht, und solchen,
deren Umfang nur mit groBerem Aufwand ermittelt werden kann. Da der EuGH die VerhaltnismaRigkeit dieser
Sanktionsbestimmungen bereits mehrfach bestétigt hat, besteht kein Grund, an der Ubereinstimmung dieser
Regelungen mit dem Primarrecht der Europdischen Union zu zweifeln; vgl. EuGH Urt. v. 17. Juli 1997, Rs. C-354/95,
National Farmers' Union. Der Verwaltungsgerichtshof hat gerade fur den Fall erkennbarer Schwierigkeiten bei der
Ermittlung der Flachen ausgesprochen, dass es im Verantwortungsbereich des Antragstellers liegt, diese allenfalls auch
unter Beiziehung eines Sachverstandigen zu ermitteln; VwGH 16.11.2011, 2011/17/0145.Zum Vorbringen der
Gleichheitswidrigkeit des Sanktionskataloges ist auszufuhren, dass das Integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem
(INVEKOS) ein starres System von Antragen, Fristen, Kontrollen und Sanktionen vorsieht. Durch diese starren Vorgaben
soll die effiziente und kostenglinstige Abwicklung von Massenverfahren ermdglicht werden. Die
Sanktionsbestimmungen des INVEKOS differenzieren nicht zwischen Flachen, deren Umfang leicht, und solchen, deren
Umfang nur mit groBerem Aufwand ermittelt werden kann. Da der EuGH die VerhaltnismaRigkeit dieser
Sanktionsbestimmungen bereits mehrfach bestétigt hat, besteht kein Grund, an der Ubereinstimmung dieser
Regelungen mit dem Primdrrecht der Europaischen Union zu zweifeln; vergleiche EuGH Urt. v. 17. Juli 1997, Rs. C-
354/95, National Farmers' Union. Der Verwaltungsgerichtshof hat gerade fur den Fall erkennbarer Schwierigkeiten bei
der Ermittlung der Flachen ausgesprochen, dass es im Verantwortungsbereich des Antragstellers liegt, diese allenfalls
auch unter Beiziehung eines Sachverstandigen zu ermitteln; VwGH 16.11.2011, 2011/17/0145.

Grinde fur eine Abstandnahme von der Ruckforderung iSd Art. 68 und 73 VO (EG) 796/2004 sind sohin nicht
ersichtlich.Griinde fur eine Abstandnahme von der Rickforderung iSd Artikel 68 und 73 VO (EG) 796 aus 2004, sind
sohin nicht ersichtlich.

Dem Vorbringen, die Flachensanktion stelle eine unangemessen hohe Strafe dar, ist die Judikatur des EuGH und ihm
folgend des VWGH zu Sanktionen auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktordnung entgegen zu halten, wonach keine
Bedenken unter dem Gesichtspunkt des VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes bestehen, sofern die Sanktionen nur je nach
Schwere des Verstol3es abgestuft sind (VwGH 9.9.2013, 2011/17/0216 mit Hinweis auf VwWGH 11.4.2011,2007/17/0035,
EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, EuGH 6.7.2000, Rs C-356/97
Molereigenossenschaft Wiedergeltingen, EUGH 11. 7. 2002, Rs C-210/00 Kaserei Champignon Hofmeister, und EuGH
11.3.2008, Rs C-420/06 Jager).

Der Antrag auf Erlassung eines Feststellungsbescheides betreffend die Referenzalmflache geht in Hinblick auf die
standige Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ins Leere. Dieser hat bereits die Zulassigkeit eines
Feststellungsbescheides verneint, wenn die fir die Feststellung maRgebende Rechtsfrage im Rahmen eines anderen
gesetzlich vorgezeichneten Verwaltungsverfahrens zu entscheiden ist, wobei insbesondere auch die Moéglichkeit der
Erlassung eines Leistungsbescheides der Zuldssigkeit eines Feststellungsbescheides entgegensteht (VwGH 23.01.2014,
2013/07/0133 unter Verweis auf VwWGH 25.04.1996,95/07/0216).

Ein Rechtsanspruch auf bescheidmallige Festsetzung der Referenzflache ist den europarechtlichen Rechtsgrundlagen
nicht zu entnehmen (ausfihrlich dazu BVwG 21.05.2014, W118 2007172). Nach standiger Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes sind die Verwaltungsbehdérden befugt, im Rahmen ihrer 6rtlichen und sachlichen
Zustandigkeit auch Feststellungsbescheide zu erlassen, sofern hierfir entweder eine diesbezlgliche ausdrickliche
gesetzliche Anordnung vorliegt, oder ein im &ffentlichen Interesse begriindeter Anlass dazu gegeben oder aber die
Feststellung im rechtlichen Interesse einer Partei erforderlich ist und die Verwaltungsvorschriften nichts anderes
bestimmen. Wenn man vermeint, in § 13 INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008 eine gesetzliche Anordnung zur
Erlassung von Feststellungsbescheiden zu erblicken, ist auf die héchstgerichtliche Judikatur zu verweisen, wonach die
angefuhrte Bestimmung lediglich eine Prazisierung der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur Zulassigkeit
von Feststellungsbescheiden darstellen kann (VwGH 16.05.0211, 2011/17/0007). Der vom Beschwerdefihrer begehrte
Feststellungsbescheid wirde auch die Kognitionsbefugnis des Bundesverwaltungsgerichtes gemaRl § 28 VwWGVG iVm
Art. 130 B-VG Uberschreiten.Ein Rechtsanspruch auf bescheidméaRige Festsetzung der Referenzflache ist den
europarechtlichen Rechtsgrundlagen nicht zu entnehmen (ausfuhrlich dazu BVvwG 21.05.2014, W118 2007172). Nach
standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes sind die Verwaltungsbehoérden befugt, im Rahmen ihrer
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ortlichen und sachlichen Zusténdigkeit auch Feststellungsbescheide zu erlassen, sofern hierfur entweder eine
diesbezlgliche ausdruckliche gesetzliche Anordnung vorliegt, oder ein im oOffentlichen Interesse begriindeter Anlass
dazu gegeben oder aber die Feststellung im rechtlichen Interesse einer Partei erforderlich ist und die
Verwaltungsvorschriften nichts anderes bestimmen. Wenn man vermeint, in Paragraph 13, INVEKOS-Umsetzungs-
Verordnung 2008 eine gesetzliche Anordnung zur Erlassung von Feststellungsbescheiden zu erblicken, ist auf die
hochstgerichtliche Judikatur zu verweisen, wonach die angefluhrte Bestimmung lediglich eine Prazisierung der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur Zuldssigkeit von Feststellungsbescheiden darstellen kann (VWGH
16.05.0211,2011/17/0007). Der vom Beschwerdeflihrer begehrte Feststellungsbescheid wirde auch die
Kognitionsbefugnis des Bundesverwaltungsgerichtes gemals Paragraph 28, VwGVG in Verbindung mit Artikel 130, B-VG
Uberschreiten.

Zum Beweisantrag, es mogen dem Beschwerdefiihrer samtliche Prifberichte samt Schlagbezeichnungen der
kontrollierten Alm vorgelegt werden, ist festzuhalten, dass samtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage flr die
Gewdhrung der Beihilfe darstellen, online im Rahmen der Internet-Applikation INVEKOS-GIS zur Verfligung stehen.

Von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung und eines Ortsaugenscheins konnte gegenstandlich abgesehen
werden, weil das Verfahren ausschlieRlich rechtliche Fragen betroffen hat und die Tatsachenfeststellungen nicht
konkret bestritten worden sind. Das Gericht konnte daher im Beschwerdefall aufgrund des schriftlichen Vorbringens
entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hatte (VwGH 20.03.2014,
2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat (vgl. EuGH
27.06.2013, (C-93/12 Agrokonsulting).Von der Durchfihrung einer mdindlichen Verhandlung und eines
Ortsaugenscheins konnte gegenstandlich abgesehen werden, weil das Verfahren ausschlieBlich rechtliche Fragen
betroffen hat und die Tatsachenfeststellungen nicht konkret bestritten worden sind. Das Gericht konnte daher im
Beschwerdefall aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6,
Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet hatte (VwWGH 20.03.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt
offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems
(INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat vergleiche EuGH 27.06.2013, C-93/12
Agrokonsulting).

Die Entscheidung der Behorde erfolgte daher zu Recht.

Entscheidungsgrundlage im verwaltungsgerichtlichen Verfahren ist die Rechts- und Sachlage zum Zeitpunkt der
Entscheidung. Auf Grund des durch Punkt A) 1. des gegenstandlichen Erkenntnisses aufgehobenen Bescheides ist fur
das erkennende Gericht jedoch evident, dass sich die Sachlage in Form der Nummern dem Beschwerdefuhrer zur
Verflgung stehenden Zahlungsanspriche geandert hat. Diese neue Sachlage ist in die dem Grunde bestatigte
behordliche Entscheidung vom 26.09.2013 zu integrieren, weshalb mit einer Abanderung des Bescheidspruches
vorzugehen war.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
3.3. Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs zu vergleichbaren Fallen betreffend Almen liegt vor: VWGH 17.11.2014,
2013/17/0111 oder 09.09.2013,2011/17/0216. Es liegt auch dann keine erhebliche Rechtsfrage vor, wenn die
Rechtslage eindeutig ist (VwGH 28.05.2014, Ra 2014/07/0053).
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